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Im Zusammenhang mit dem Amtsent-
hebungsverfahren gegen Präsident Clin-
ton wurden auch einem breiteren euro-
päischen Publikum die Besonderheiten
des politischen Systems der Vereinigten
Staaten vor Augen geführt. Helmut
Klumpjan, Mitarbeiter des Instituts für
Politikwissenschaft an der Universität
Erlangen-Nürnberg, bietet dem Leser in
dem vorliegenden Band eine in deut-
scher Sprache verfaßte fundierte histori-
sche Annäherung an das bestehende
US-amerikanische Parteiensystem.

Die Unterschiede zu den Parteiensy-
stemen der westeuropäischen Länder
sind überaus vielfältig und betreffen vor
allem die folgenden Aspekte: rechtliche
Stellung der Parteien, Organisations-
struktur, Parteienfinanzierung und Partei-
en im Parlament.

Rechtliche Stellung der Parteien

Bundesebene: In der Verfassung der
Vereinigten Staaten finden die politi-
schen Parteien keine Erwähnung. Zu-
dem existiert auf Bundesebene kein Par-
teiengesetz.

Einzelstaaten: Regelungen über Par-
teien finden sich in fast allen einzeIstaat-
lichen Verfassungen. Hinzu kommen
häufig Wahlgesetze, welche u.a. auch
die Wahlkampf- und Parteienfinanzie-
rung regeln. Bei den Vorwahlordnungen
handelt es sich dem Wesen nach um
Kontrollvorschriften, welche die innerpar-
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teiliche Demokratie sichern und Korrup-
tionserscheinungen (die für die Ära der
,Parteimaschinerien' charakteristisch
waren) vorbeugen sollen. Die Vorwahlen
geben allen als Anhänger einer bestimm-
ten Partei registrierten Wahlberechtigten
die Möglichkeit, über die jeweiligen Kan-
didaten zu entscheiden. In einem Groß-
teil der amerikanischen Kommunen ist
es den für kommunale Ämter kandidie-
renden Bewerbern untersagt, auf dem
Stimmzettel ihre Parteizugehörigkeit an-
zugeben.

Organisationsstruktur

Mitgliedschaft: Bis heute kennen die
US-amerikanischen Parteien keine for-
melle Parteimitgliedschaft. Als Mitglied
gilt, wer sich in der Rubrik ,parteigebun-
dener Wähler' registrieren läßt, um an
der Vorwahl der betreffenden Partei teil-
nehmen zu können.

Parteitypus: Aufgrund der geringen In-
tensität der Mitgliederbindung sind die
Parteien am ehesten als ,Wählervereini-
gungen' zu charakterisieren. Das wich-
tigste Abgrenzungskriterium zu den In-
teressenverbänden besteht darin, daß
die Parteien regelmäßig eigene Kandida-
ten für Wahlämter aufstellen, während
sich erstere auf die indirekte Beeinflus-
sung der Politik beschränken.

Parteien und Interessenverbände: Die
in vielen europäischen Ländern beobach-
tbare personelle Verschränkung zwi-
schen Parteien und Interessenverbänden
ist in den USA so gut wie nicht vorhan-
den.

Organisationsaufbau: In dieser Hin-
sicht sind die Parteien der Vereinigten
Staaten als ,Komiteeparteien' zu typisie-
ren. Ihre Organisationsbasis besteht aus
kleinen Initiativgruppen politisch enga-
gierter Bürger, wobei diese Gruppen rela-
tiv autonom agieren und kaum feste Or-
ganisationsformen aufweisen. Der Auf-
bau der Parteien von unten nach oben
folgt im wesentlichen der Wahlbezirks-
gliederung (Bezirk, Stadtteil, Kommune,
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Kreis, Einzelstaat, Bund). Aber lediglich
zu Wahlkampfzeiten existieren aktive
Parteiorganisationen auf sämtlichen
Ebenen. Unterhalb der Bundesebene be-
schränkt sich die Parteitätigkeit außer-
halb der Wahlkampfperioden weitge-
hend auf das Spendensammeln und die
langfristige Vorbereitung von Wahlkam-
pagnen.

Wahlkampfaktivitäten: In den Wahljah-
ren werden auf allen Ebenen zusätzliche
Parteigremien aktiviert, in erster Linie
Delegiertenversammlungen, deren
Hauptaufgaben in der Kandidatennomi-
nierung, in der Verabschiedung von
Wahlprogrammen und in der Wahl des
Vorstands und des Parteivorsitzenden
der jeweiligen Ebene bestehen. Die De-
legierten zu den Nationalkonventen der
beiden großen Parteien werden gegen-
wärtig zu rund achtzig Prozent in Vor-
wahlen bestellt. Neben den Konventen
formieren sich in Wahljahren zahlreiche
Wahlkampfkomitees, die einzelne Kan-
didaten unterstützen, Wahlberechtigte
registrieren usw. Der Personalstand der
Parteien schwillt somit in diesen Phasen
vorübergehend sehr stark an.

Autonomie regionaler Parteiorganisa-
tionen: Wegen der fehlenden hierarchi-
schen Struktur und der großen Autono-
mie der Parteiorganisationen auf allen
Ebenen ist der Einflußkanal von oben
nach unten in den Parteien nur schwach
ausgeprägt. Diese sind "kaum mehr als
lockere Föderationen weitgehend auto-
nomer örtlicher und regionaler Einheiten,
für die das Ziel, das einzige nationale
Wahlamt, nämlich das des Präsidenten
zu erobern, das wichtigste einigende
Band bildet." (S. 26) Die innerparteiliche
Macht ist demnach stark fragmentiert.
Abgesehen von den Nationalkonventen
beschränkt sich der Einfluß der Bundes-
parteien weitgehend auf eine beratende
und unterstützende Funktion.

Informelle Parteiorganisation: Die Hand-
lungsfähigkeit der Parteien wird jeweils
durch eine informelle Parteiorganisation
gesichert, also durch ein weitverzweigtes
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Geflecht persönlicher Beziehungen der
Parteipolitiker verschiedener Ebenen.

Nationalkonvent: Der tatsächliche
Einfluß des alle vier Jahre zusammentre-
tenden Nationalkonvents, de jure Sitz
der innerparteilichen Volkssouveränität,
auf den Kurs der jeweiligen Partei ist
sehr gering. Die Entscheidung über den
Präsidentschaftskandidaten fällt meist
de facto schon in den Vorwahlen. Und
das vom Nationalkonvent verabschiedete
Wahlprogramm besitzt wegen der man-
gelnden Möglichkeiten der Parteibasis,
über parteiinterne Kanäle Druck auf die
Fraktionen bzw. den Präsidenten auszu-
üben, kaum Verbindlichkeit. Somit dient
der Nationalkonvent hauptsächlich der
medienwirksamen Selbstdarstellung. In
der Zeit zwischen den Nationalkonventen
liegt die Erledigung der Geschäfte der
Bundespartei vor allem beim Bundesvor -
sitzenden.

Aufwertung der Parteizentralen: Seit
den achtziger Jahren ist eine gewisse
Stärkung der Bundeszentralen der bei-
den Großparteien festzustellen. Hilfsap-
parate von jeweils einigen Hundert festen
Angestellten wurden geschaffen, so daß
sich die Bundesparteien zu leistungsfä-
higen Dienstleistungszentren für die je-
weiligen Kandidaten und Suborganisatio-
nen entwickelten (siehe unten).

Parteifinanzierung

Bedeutung von Spenden: Da die Par-
teien praktisch keine regelmäßigen Mit-
gliedsbeiträge erhalten und öffentliche
Subventionen im Vergleich zu Westeu-
ropa gering sind, müssen sie ihre Ausga-
ben in hohem Maße durch Spendenein-
nahmen decken. Die direkte staatliche
Parteisubventionierung beschränkt sich
weitgehend auf die Erstattung eines
Teils der Wahlkampfkosten, die indirek-
te ergibt sich aus der öffentlichen Über-
nahme von Aufgaben wie derjenigen der
Wählerregistrierung. Die - ohnehin nur
rudimentäre - öffentliche Wahlkampffi-
nanzierung kommt zum größten Teil
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nicht den Parteien, sondern direkt den
Kandidaten zugute.

Po/itical Action Gommittees (pAGs):
Die in der jüngeren Vergangenheit vorge-
nommenen Änderungen der Regulierung
der Wahlkampfspenden ließen unbeab-
sichtigt neue Verfahren der Umwegfinan-
zierung entstehen, insbesondere durch
die PAGs, welche eine "völlige Unterhöh-
lung der Regulierungsziele zur Folge
hatte." (S. 31) Der Wahlkampf von Kon-
greßmitgliedern wird heute in erster li-
nie durch PAGs finanziert, die sich aus
privaten Vereinigungen wie Wirtschafts-
verbänden und Gewerkschaften zusam-
mensetzen. Zwar sind Finanzhilfen der
PACs für einen Kandidaten mit jährlich $
5.000 limitiert, aber es existiert keine
Begrenzung für die Gesamtspenden-
summe eines PACs, und die Möglichkei-
ten indirekter Unterstützung sind unbe-
grenzt: So ist es beispielsweise legal,
ohne Absprache mit dem betreffenden
Kandidaten Werbezeit im Fernsehen an-
zukaufen, um dort die Qualitäten dieser
Person anzupreisen.

Chancenverteilung: Aufgrund des Feh-
lens einer umfassenden öffentlichen
Parteienfinanzierung sind die Chancen
von Kandidaten ohne großes persönli-
ches Vermögen bzw. ohne finanzkräftige
Unterstützung stark beeinträchtigt.

Die Parteien im Kongreß

Schwache Fraktionsdisziplin: Wegen
des personenbezogenen relativen Mehr-
heitswahlrechts (Stimmabgabe für einen
Kandidaten, nichtfüreine Partei) und des
präsidentiellen Regierungssystems,
welches bedingt, daß die Regierung
(d.h. der Präsident) nicht vom Parlament
gestürzt werden kann, und somit eine
Funktionseinheit von Regierung und Par-
lamentsmehrheit verhindert, ist die Frak-
tionsdisziplin in beiden Häusern des
Kongresses gering. Hinzu kommt, daß
ein entsprechender Druck der Parteiba-
sis auf die jeweilige Parlamentsfraktion
fehlt. Stark ist hingegen der Druck der
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betreffenden Wählerschaft auf ihren
Wahlkreisabgeordneten. Abstimmungen
strikt nach Fraktionen erfolgen in der Re-
gel nur bei Besetzung von Ausschüssen.
Bei inhaltlichen Abstimmungen orientie-
ren sich die einzelnen Abgeordneten -
nicht zuletzt im Hinblick auf die eigenen
Wiederwahlchancen - primär an den In-
teressen des jeweiligen Wahlkreises.
Da die Gesetzgebung auf wechselnden
Mehrheitskoalitionen von Abgeordneten-
gruppen beruht, spielen die Gesamtfrak-
tionen der Demokraten und Republikaner
in diesem Prozeß nur eine untergeord-
nete Rolle.

Einfluß von Sonderinteressengruppen
zu Lasten nationaler Interessen: Die
Schwäche der Kongreßfraktionen er-
schwert die Durchsetzung gemeinwohl-
orientierter, gesamtwirtschaftlicher Ziele
und stärkt den politischen Einfluß der In-
teressenverbände.

Verhältnis zwischen Parteien und
Mandatswerbern bzw. -trägern: Tenden-
ziell sind die Parteien für die Bewerber
um Wahlämter immer entbehrlicher:
PACs und Interessengruppen stellen
ihre finanziellen Mittel eher den Kandida-
ten als den Parteien zur Verfügung. Das
Spendensammeln übernehmen speziali-
sierte Privatfirmen. Und aufgrund der ,di-
rekten' Fernseh-Wahlwerbung sind Par-
teipropagandisten verzichtbar. Wohlha-
bende oder wohlfinanzierte Kandidaten
können daher auch ohne Unterstützung
einer Partei mit guten Chancen einen
Wahlkampf bestreiten. Die solcherart
bewirkte Verselbständigung der Kandida-
ten lockert die ohnehin schwachen orga-
nisatorischen Verbindungen zwischen
den Führungsgremien der Parteien und
den Mandatsträgern weiter.

Historischer Überblick

Der Großteil des Bandes ist einem
Überblick über die historische Entwick-
lung der US-amerikanischen Parteien
gewidmet. Für diejenigen Leser, die nur
an bestimmten Fragestellungen interes-
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siert sind, ist es sehr hilfreich, daß das
Parteiensystem in den fünf zeitlichen
Abschnitten (1789-1828, 1828-1860,
1860-1896, 1896-1932, 1932 bis heute)
jeweils in gleicher Weise behandelt wird:
Die Kapitel gelten jeweils den Rahmen-
bedingungen, der Entstehung und Ent-
wicklung des Parteiensystems, dessen
Charakteristika, den Organisations-
strukturen, den ,Drittparteien' (dem Spe-
zialthema des Autors) und einem Resü-
mee.

Neuer Trend: Stärkung der
Bundesparteien

In bezug auf die letzten beiden Jahr-
zehnte machen Beobachter des fünften
Parteiensystems einen neuen Trend
aus, nämlich eine Stärkung der Bundes-
parteien der Republikaner und der De-
mokraten. Für diese Entwicklung werden
mehrere Ursachen genannt:

Erstens entschied der Supreme Court
im Jahre 1981, daß das Satzungsrecht
der Bundespartei in bestimmten Fällen
sogar dem einzelstaatlichen Wahlrecht
übergeordnet wäre, da es bei der Kandi-
datenauswahl für Bundesämter ein hö-
herrangiges nationales Interesse gäbe,
demgegenüber einzelstaatliche Rege-
lungen zurückzutreten hätten. Bereits
1975 hatte dieser Gerichtshof die Supre-
matie der Bundespartei gegenüber den
einzelstaatlichen Parteien bestätigt.

Zweitens bewirkt der Bedeutungszu-
wachs der nationalen TV-Netzwerke und
des Internet eine gewisse landesweite
Vereinheitlichung der politischen The-
men. Die regionalen Unterschiede in den
programmatischen Profilen innerhalb der
beiden Großparteien werden tendenziell
geringer.

Drittens konnten die nationalen Partei-
zentralen in den neunziger Jahren in al-
len Staaten den personellen Mindestbe-
stand eines permanenten Parteiappara-
tes sichern und den regionalen Organisa-
tionen und Kandidaten umfangreiche Un-
terstützungsleistungen zur Verfügung
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stellen. Mit dem quantitativen Ausbau
der Stäbe und Verwaltungsstellen der
Bundesparteien ging auch eine gewisse
Professionalisierung einher.

Durch diese Entwicklungen wurde
zwar die dezentrale Struktur der Partei-
en nicht aufgehoben, der Einfluß der
Parteizentralen wuchs jedoch deutlich,
und die tradierte Autonomie der einzel-
nen Parteiebenen mit der damit verbun-
denen Abschottung und Machtfragmen-
tierung schwächte sich ab.

Das Dilemma der Republikaner

Wie Klumpjan mit Recht feststellt,
vertreten die Parteimitglieder und -aktivi-
sten, also jene Personen, die in den Vor-
wahlen über die Kandidatenauswahl ent-
scheiden und in den Konventen die
Wahlprogramme festlegen, in der Regel
deutlich radikalere politische Positionen
als die Wählerschaft der betreffenden
Partei. In jüngster Zeit galt diese Fest-
stellung in besonderem Maßefürdie Re-
publikaner. Wie der Verlauf des Amtsent-
hebungsverfahrens zeigte, bringt die
obengenannte Kluft diese Partei in er-
hebliche Schwierigkeiten.

Nachdem der Versuch, durch Druck
von außen die Parteigremien der Repu-
blikanischen Partei zu beeinflussen,
nicht den erwünschten Erfolg gebracht
hatte, änderte die Neue Rechte ab der
zweiten Hälfte der achtziger Jahre ihre
Vorgangsweise: Aktivisten vor allem der
(1990 gegründeten) Christian Coafition
(Nachfolgeorganisation der Moral Majori-
ty) ließen sich als Wähler registrieren,
wurden in den Ortsverbänden tätig und
ließen sich in die Konvente der verschie-
denen Ebenen wählen. Diese Unterwan-
derung lokaler und regionaler Parteigre-
mien erwies sich als äußerst erfolgreich:
Bereits 1994 kontrollierte die Neue Rech-
te achtzehn einzelstaatliche Organisatio-
nen der Republikaner und übte in drei-
zehn weiteren gewichtigen Einfluß aus.

Die Einführung von Vorwahlen, die mit
dem Ziel der Demokratisierung der Kan-
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didatenauswahl erfolgt war, zeitigte infol-
ge der oben ausgeführten Entwicklungen
unerwartete Auswirkungen: Zahlenmä-
ßig kleine, aber wohlorganisierte und fi-
nanzstarke Gruppen und Verbände am
äußersten rechten Flügel der Republika-
nischen Partei, wie die Christian Coaliti-
on, die National Riffe Association und
militante Abtreibungsgegner, erlangten
unverhältnismäßigen Einfluß.

Diese starke Position der christlichen
Fundamentalisten und anderer Gruppie-
rungen der Neuen Rechten in der Partei
erklärt das der Mehrheitsmeinung der
US-Bürger entgegengerichtete Abstim-
mungsverhalten der republikanischen
Abgeordneten im Amtsenthebungsver-
fahren gegen Präsident Clinton:

"In today's Republican Party, modera-
te congressmen, even popular encum-
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bents who would win a general election
by overwhelming margins, are hostage to
the party's right wing. With few excepti-
ons, they are vulnerable because of the
low turnouts in the primary elections, in
which a relative handful of determined
conservatives could oust the most popu-
lar incumbent while most voters pay no
attention. The incumbentwould win a ge-
neral election, but does not survive the
primary."1

Dies ist das gegenwärtige Dilemma
der Republikanischen Partei.

Michael Mesch

Anmerkung

1 Nelson, Lars-Erik, The Republicans' War,
in: New York Review of Books (4.2.1999)
6ft.
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